
Bundessozialgericht

5b RJ 72/85 Im Namen des Volkes

[theil

in dem Rechtssheh

0"...000.00!"'°_'°bo...n..one.oocooooouooooocnenooooo,

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigte:
........................

g e g e n

"""°""'°"°"'ecooccoononoouooocueooueto.........,

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 5b Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung nach Aktenlage am 15. Oktober 1986 in Berlin

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin werden die Urteile des Landes-

sozialgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen und des

Sozialgerichts Dü88eldorf vom 16. September 1985 und

23- März 1983 anfgehoben und die Bescheide der Beklagten vom

12. März 1982 und 26. August 1983 geändert.

Die Beklagte wird Verurteilt, die Erwerbsunfähigkeitsrente
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und das Altersruhegeld der Klägerin unter Berücksichtigung

des S 1255 Abs 4 Reichsversicherungsordnung in der Fassung

des Haushaltsbegleitgesetzes 1983 neu festzustellen.

Die Beklagte hat der Klägerin deren außergerichtlichen

Kosten des Rechtsstreits zu erstatten.

G r ü n d e :

Die Klägerin begehrt von
der Beklagten eine für sie günstigere

Berechnung der bis 1983 gewährten Erwerbsunfähigkeitsrente sowie

des seitdem gezahlten Altersruhegeldes.>

Die am 27. März 1918 geborene Klägerin ist als Verfolgte iS des

Bundesentschädigungsgesetzes (BBG) anerkannt. Ihre im April 1932

in Berlin begonnene Lehre als Verkäuferin mußte sie aus Ver—

folgungsgründen zum 30. Juni 1934 aufgeben. Danach wurde sie im

Rahmen des Hechaluz von 1935 bis 1937 als Köchin ausgebildet und

war als solche von April 1937 bis Juli 1939 tätig. 1940 wanderte

sie nach Palästina aus. Sie besitzt die deutsche und die israe-

lische Staatsangehörigkeit.

Ab 1. Oktober 1958 erhielt die Klägerin von der Beklagten Er—

werbsunfähigkeitsrente (Bescheid vom 7. September 1961). Mit

Bescheid vom 2. April 1981 änderte die Beklagte den Rentenbe-
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scheid vom 7. September 1961 ab und berechnete die Rente unter

Berücksichtigung des Rentenversicherungs—Änderungsgesetzes

(RVÄndG) vom 9. Juni 1965 (BGBl I 476) neu. ie Ersatzzeit von

1939 bis 1949 ordnete sie in Anwendung des 5 13 des Gesetzes zur

Regelung der Wiedergutmachung natibnalsozialistischen
Unrechts in

der Sozialversicherung (WGSVG) vom 22. Dezember 1970 (BGBl I

18ü6) der Leistungsgruppe 2 der weiblichen Arbeiter außerhalb der

Land- und Forstwirtschaft - Leistungsgruppe A 2 (weiblich) der

Anlage 1 A zu 5 22 Fremdrentengesetz (FRG) zu. Die Klägerin hat

Klage mit dem Begehren erhoben, die Eingruppierung der Ersatz-

zeiten nicht in die Gruppe der Arbeiterrentenversicherung, son-

dern in die der Angestelltenversicherung, und zwar zumindest in

die Gruppe B “ (weiblich) vorzunehmen. Die Beklagte berechnete

mit Bescheid vom 12. März 1982 die Erwerbsunfähigkeitsrente

unter Abänderung des Bescheides vom 2. April 1981 neu. Die Er-

satzzeit vom 1. November 1939 bis 26. März 19ü8 ordnete sie

jetzt in die Leistungsgruppe B 5 (weiblich) und die Zeit bis

31. Dezember 1949 in die Leistungsgruppe B “ (weiblich) der An—

lage 1 zu S 22 FRG ein. Die Klägerin hat darauf mit ihrer Klage

noch begehrt, sie bereits ab März 1939 in die Leistungsgruppe 4

der weiblichen Angestellten einzuordnen.

Das Sozialgericht (SG) hat mit Urteil vom 23. März 1983 die

Klage abgewiesen. Mit der Berufung hat die Klägerin geltend ge-

macht, ihre Erwerbsunfähigkeitsrente sei nun unter Zugrundelegung

der ab dem 1. Januar 1983 auf Grund des Haushaltsbegleitgesetzes

(HBegleitG) 1983 vom 20. Dezember 1982 (BGBl I 1857) neu ge-

faßten 88 1255, 1255a Reichsversicherungsordnung (RVG) neu und
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für sie günstiger zu berechnen. Das ergebe sich aus Art 2 S 12 b

Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsgesetz (ArVNG).

Mit Bescheid vom 26. August 1983 hat die Beklagte die Erwerbs-

unfähigkeitsrente der Klägerin antragsgemäß ab 1. April 1983 in

Altersruhegeld umgewandelt. Dabei hat sie die Neufassung des

5 1255 Abs 4 Buchst a RVG berücksichtigt. Die Zurechnungszeiten

vom 1. Oktober 1958 bis 31. März 1973 hat sie mit dem monat-

lichen Wert 5,76 wie im Bescheid über die Erwerbsunfähigkeits-

rente angesetzt. Den Bescheid vom 26. August 1983 haben die Be--

teiligten - ebenso wie das Landessozialgericht (LSG) - als Ge-

genstand des anhängigen Berufungsverfahrens angesehen. Die Klä-

gerin hat geltend gemacht, die Zurechnungszeiten beim Alters—

ruhegeld seien unter Beachtung des S 1255a Abs “ RVO in der seit

dem 1. Januar 1983 geltenden Fassung mit dem Wert 7,5 anzu-

setzen.

Das LSG hat die Berufung der Klägerin gegen das Urteil des SG

zurückgewiesen und die Klage gegen den Bescheid vom 26. August

1983 abgewiesen (Urteil vom 16. September 1985). Es hat im we-

sentlichen ausgeführt: Wohl sei gemäß Art 2 5 12 b Abs 1 und 2

ArVNG die seit dem 1. Januar 1983 geltende Fassung des 5 1255

Abs “ RVG auch auf Versicherungsfälle vor dem 1. Januar 1983

anzuwenden; sofern sie bereits bindend entschieden seien, aller-

dings nur, wenn eine Neufaststellung aus einem anderen Grund als

'dem des Inkrafttretens der Neufassung des 5 1255 Abs & RVG er-

forderlich sei. Die Neufassung des 5 1255 Abs 4 BVD für sich

allein sei kein Grund für eine Neufeststellung. Doch gelte selbst
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das nur für Versicherungsfälle ab dem 1. Januar 1966. Denn die

ab dem 1. Januar 1983 aufgrund des HBegleitG 1983 eingeführte

Fassung des $ 1255 Abs & EVO sei notwendig geworden, weil die

seit dem 1. Januar 1966 geltende Fassung verfassungswidrig ge-

wesen sei. Die Verfassungswidrigkeit der ab 1966 geltenden Ge-

setzesfassung berühre die Klägerin aber nicht, weil bei ihr noch

das vor 1966 geltende Recht angewendet werden sei. Die Beklagte

habe auch im Altersruhegeldbescheid vom 26. August 1983 die Zu-

rechnungszeiten richtig berechnet. Sie habe die Zurechnungszeiten

aus dem letzten Bescheid über die Erwerbsunfähigkeitsrente vom

12. März 1982 dem Umfang und dem Werte nach übernommen. Das

entspreche den gs 1254 Abs 2 Satz 2, 1253 Abs 2 Satz 3 EVO. Die

Zurechnungszeiten vom 1. Oktober 1958 bis 31. März 1973 seien

deshalb sowohl im Bescheid über die Erwerbsunfähigkeitsrente wie

auch im Bescheid über das Altersruhegeld mit dem Wert 5,76 mo-

natlich angesetzt werden.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt die Klägerin eine

Verletzung der 55 1255 Abs 4 und 1255a Abs “ RVG. Sie ist der

Meinung, daß sowohl bei der Berechnung der Erwerbsunfähigkeits-‘

rente wie auch des Altersruhegeldes hinsichtlich der beitrags-

losen Zeiten der monatliche Wert 7,5 anzusetzen sei.

Sie beantragt,

das
angefochtene

Urteil
aufzuheben

und die Beklagte

zu verurteilen,

a) unter Abänderung des Erwerbsunfähigkeits-

rentenbescheides vom 12. März 1982 eine Rente
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wegen Erwerbsunfähigkeit in der Weise zu berechnen

und zu zahlen, daß die beitragslosen Zeiten mit dem

Faktor 7,5 bewertet werden,

b) unter Abänderung des Altersruhegeldbescheids

vom 26. August 1983 das Altersruhegeld in der

Weise zu berechnen und zu zahlen, daß die Zu—

rechnungszeiten mit einem höheren Faktor bewertet

werden.

Die Beklagte beantragt,

die Revision als unbegründet zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend.

II

Die Revision der Klägerin ist begründet. Die Klägerin hat An—

spruch darauf, daß ihre Rente wegen Erwerbsunfähigkeit und ihr

Altersruhegeld unter Berücksichtigung der 55 1255 Abs 4 und 1255a

RVG idF des HßegleitG 1983 neu festgestellt werden.

Im Streit sind zwischen den Beteiligten die Bescheide der Be-'

klagten vom 12. März 1982 über die Erwerbsunfähigkeitsrente der

Klägerin sowie vom 26. August 1983 über Altersruhegeld ab

1. April 1983. Die Klägerin hatte ursprünglich (mit ihrer

Klageschrift vom 14. April 1981) den Bescheid der Beklagten vom

2. April 1981 angefochten. Da jedoch während des Rechtsstreites

dieser Bescheid durch den vom 12. März 1982 ersetzt wurde, trat
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der zweite Bescheid nach 5 96 Sozialgerichtsgesetz (SGG) an die

Stelle des ersten Bescheides. Der Bescheid über das Altersruhe-

geld vom 26. August 1983 erging während des Berufungsverfahrens.

Der Altersruhegeldbescheid ist damit nach SS 153, 96 Abs 1 SGG

Gegenstand des Berufungsverfahrens geworden (Bundessozialgericht

- BSG - in SozR 1500 s 96 Nr 3. 5 146 Nr M).

Die Klägerin
begehrt

nun noch eine Erhöhung ihrer Erwerbsun-

fähigkeitsrente, die sie bis Ende März 1983 erhalten hat, durch

erhöhte Bewertung der beitragslosen Zeiten sowie eine Neube-

rechnung des Altersruhegeldes. Beide Begehren sind gerechtfer-

tigt.

Die höhere Bewertung der beitragslosen Zeiten, wie sie durch das

HBegleitG 1983 erfolgt ist, ist auch im Falle der Klägerin an—

wendbar, obwohl ihr Versicherungsfall vor dem 1. Januar 1966

eingetreten ist. Nach ständiger Rechtsprechung des BSG sind

allerdings Inhalt und Wirkung sozialrechtlicher Ansprüche nach

dem Recht zu beurteilen, welches zur Zeit des anspruchsbegrün—

denden Ereignisses oder Umstandes gegolten hat, sofern nicht

später in Kraft gesetztes neues Recht ausdrücklich oder sinngemäß

etwas anderes bestimmt (vgl hierzu BSGE 44, 231, 232 SozR 2200

5 1236 Nr 3; Großer Senat des BSG in BSGE 57, 23, 34 - SozR 2200

S 1250 Nr 20).

Letzteres trifft hier zugunsten der Klägerin als anerkannte Ver-

folgte zu. Die der Entscheidung des LSG zugrundeliegende gegen—

teilige Rechtsauffassung geht davon aus, daß die 66 1255 Abs “,
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1255a RVG idF des HBegleitG 1983 auf Versicherungsfälle vor In-

krafttreten des RVÄndG am 1. Januar 1966 (vgl Art 5 S 10 Abs 1

Buchst d iVm Art 1 5 1 Nrn 19 und 20 RVÄndG) schlechthin nicht

anwendbar seien. Dabei wird übersehen, daß dies bei anerkannten

Verfolgten deswegen nicht gelten kann, weil für sie — wovon im

Falle der Klägerin auch die Beklagte bereits in dem ursprünglich

angefochtenen Bescheid vom 2. April 1981 ausgegangen ist - S 13

WGSVG eingreift. Diese Vorschrift ist nach Art & S 5 des Gesetzes

zur Änderung und Ergänzung der Vorschriften über die Wiedergut-

machung nationalsozialistischen Unrechts in der Sozialversiche-

rung (WGSVÄndG) vom 22. Dezember 1970 (BGBl I 18ü6) am 1. Fe-

bruar 1971 in Kraft getreten. Sie bestimmt im letzten Satz des

Absatzes 1 aber die entsprechende Anwendung des % 1255 Abs 4 BVD

gemäß Art 4 5 1 Satz 2 WGSVÄndG auch für Versicherungsfälle, die

— wie im Falle der Klägerin - vor dem 1. Februar 1971 und nach

dem 31. Dezember 1956 eingetreten sind. Das WGSVÄndG hatte damit

nicht nur den in S 13 Abs 1 WGSVG genannten 5 1255 Abs U RVG,

sondern auch S 1255a RVO für alle nach dem 31. Dezember 1956

eingetretenen Verfolgten—Versicherungsfälle anwendbar gemacht,

weil die Verfolgtenzeiten hinsichtlich der Bewertung nach

55 1255, 1255a nur einheitlich behandelt werden können (so aus-

drücklich Verbandskommentar zum 4. und 5. Buch der RVG,

24. Ergänzungslieferung 1. Juli 1985, Anm 8 zu % 1255a).

In der Anlage zu % 1255a EVO (die auch für die Fälle des 5 1255

Abs ü RVO galt) waren aber für Männer und Frauen verschiedene

Werte festgesetzt, so daß die Benachteiligung der Frauen durch

niedrigere Löhne ins Rentenalter fortgesetzt wurde. Mit Beschluß
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vom 16. Juni 1981 (SozR 2200 S 1255 Nr 13) erklärte das Bundes—

verfassungsgericht (BVerfG) es für mit dem Gleichheitsgebot des

Grundgesetzes (GG) unvereinbar, daß bei der Wertberechnung der

ersten fünf Versicherungsjahre Männern und Frauen unterschied-

liche Werte (pauschalierte Bruttoarbeitsentgelte) zugeordnet

wurden. Dadurch wurde eine gesetzliche Neuordnung notwendig, die

- wie das LSG zu Recht ausgeführt hat - nur für solche Versiche—

rungsfälle Bedeutung haben
konnte,

auf die die SS 1255 und 1255a

RVO idF des RVÄndG überhaupt anwendbar gewesen waren. Das aber

war - wie aufgezeigt — bei der Klägerin aufgrund der Sonderrege-

lung für Verfolgte der Fall.

Die notwendige gesetzliche Neuordnung erfolgte zusammen mit dem

HBegleitG 1983 vom 20. Dezember 1982, das in erster Linie andere

Zielsetzungen hatte. Für Männer wie Frauen wurden einheitliche

Werte festgesetzt. Hinsichtlich des geänderten % 1255 Abs 4

Buchst b RVO trat das Gesetz am 1. August 1981 (Art 38 Abs &)

— dem Zeitpunkt der Verkündung des Beschlusses des BVerfG — hin-

sichtlich der geänderten 85 1255 Abs U Buchst a, 1255a RVO am

1. Januar 1983 (Art 38 Abs 1) in Kraft. Wie sich aus dem durch

das HBegleitG 1983 (Art 22 Nr 3) ebenfalls neu gefaßten Art 2

S 12 b Abs 1 bis 3 ArVNG ergibt, gelten die durch das HBegleitG

1983 neugefaßten SS 1255 Abs 4 und 1255a RVG indes auch für Ver-

sicherungsfälle vor ihrem Inkrafttreten, wenn über einen Anspruch

eine noch nicht bindende Entscheidung getroffen worden ist oder

eine Rente mit einem Versicherungsfall vor dem 1. August 1981

bzw vor dem 1. Januar 1983 neu festzustellen ist. Auf diese

Ubergangsregelung beruft sich die Klägerin zu Recht. Denn mit

_10.
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-10-

Bescheid vom 12. März 1982 ist ihre Erwerbsunfähigkeitsrente neu

festgestellt werden. Zu dieser Zeit war das HBegleitG 1983 (vom

20. Dezember 1982) noch nicht vorhanden; wohl aber war der Be-

schluß des BVerfG vom 16. Juni 1981 bereits verkündet (22. Au-

gust 1981 BGBl I BMS). Der Neufeststellungsbescheid vom 12. März

1982 ist im vorliegenden Rechtsstreit anhängig; über den Anspruch

auf Erwerbsunfähigkeitsrente ist deshalb keine "nicht mehr an—

fechtbare Entscheidung" aufgrund des bis zum 31. Dezember 1982

und des bis zum 31. Juli 1981 geltenden Rechts 13 des Art 2

5 12b Abs 1 Satz 2, Abs 2 Satz 2 und des Abs 3 Satz 2 ArVNG ge—

troffen werden.

Die nach alledem gebotene Anwendung der 55 1255 Abs u, 1255a RVO

idF des HBegleitG 1983 auf die Erwerbsunfähigkeitsrente der Klä-

gerin muß auch zur Neuberechnung des der Klägerin ab 1. April

1983 zustehenden Altersruhegeldes führen. Die gegenteilige, in-

soweit auf 5 125“ Abs 2 Satz 2 EVO gestützte Entscheidung des LSG

ist durch die vom erkennenden Senat zum Anspruch auf die Er-

werbsunfähigkeitsrente vertretene Rechtsauffassung hinfällig ge—

worden.
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Die Kostenentscheidung folgt aus 5 193 SGG.
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